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Die Kritik an den gewohnten Auf­
märschen zum 1. Mai, insbesondere
unter der Jugend, die sich revo­
lutionären Ideen und der Arbei­
terbewegung verbunden fühlt, wird
zunächst einmal mit formalen Ein­
wänden in Zusarr~enhang gebracht:
das einst kämpferische Auftreten
der Arbeiterschaft am 1. Mai sei
kollektiven Ring-Straßen-Spazier­
gängen gewichen, es haben den
Charakter von Prozessionen, von
faden Umzügen angenommen. Die
Kritik, die hier an Äußerlichkei­
ten ansetzt, bleibt konfus, wenn
sie ihren Gegenstand, den inter­
nationalen Kampftag der Arbeiter­
schaft, nicht vom Inhalt her er­
faßt.

Die 1. Mai-Aufmärsche in Frank­
reich, Italien, österreich, Spa­
nien, Kalkutta, Budapest oder
Moskau, eben Demonstrationen mit
Massencharakter, weisen von ihrem
formalen Ablauf her gesehen wenig
Unterschiedlichkeit auf.

Die ersten augenfälligen Unter­
schiede äußern sich im qualitati­
ven Ausmaß der jeweiligen Auf­
märsche, je nachdem, wie "macht­
voll" sie also nach der Teilneh­
merzahl erscheinen: Wenn in Turin
zehntausende Arbeiter unter roten
Fahnen und kämpferischen Parolen
marschieren, macht es vorweg
einen anderen Eindruck auf die
"Passanten" wie auf die Manife­
stanten splbst, als wenn bei-

spielsweise in Wien einige tau­
send Unentwegte an der Partei­
prominenz vorbeidefilieren. Der
eigentliche Unterschied jedoch
wird erst ersichtlich, qualitativ
feststellbar, wenn wir einen kur­
zen, vielleicht von nur einigen
hundert entschlossenen Arbeitern
formierten Zug in Bilbao sehen,
der wenige Zeit später von Fran­
cos Bereitschaftspolizei ausein­
andergesprengt wird: hier ergab
sich eine Kampfdemonstration wie
von selbst, aus der Situation
heraus, in der die Arbeiter in
Spanien sich befinden, aus dem
Bewußtsein der von der akuten
politischen und wirtschaftlichen
Unterdrückung und Ausbeutung Be­
troffenen, aus den Sanktionen,
mit denen der geringste Wider­
stand, der Versuch der Auflehnung
belegt werden.

Zur Zeit der Kulturrevolution in
China, da hunderttausende Jugend­
liche von einer das ganze Land
überflutenden Welle politischer
Diskussionen und Auseinander­
setzungen mitgerissen waren,
hatte der Charakter der Mai-Auf­
märsche eine völlig andere poli­
tische Färbung und Bedeutung als
es etwa heuer der Fall sein
dürfte. Nicht zu reden von den
bis zum Uberdruß sich gleichenden
Mai-Umzügen in Berlin, Sefia,
Leningrad, um nur einige St:dte­
namen unter den vielen her<:....1SZU-



qreifen. Wer erinnert sich noch
an den ~ai-Aufmarsch in Prag
1968? Welche Spontaneität des
Jubels, des Hochgefühls, von
einem politischen Bewußtsein ge­
tragen, das für kurze Zeit zu
sich gekommen war!

Der Charakter einer 1. Mai-Demon­
stration wird also generell vom
politischen Gehalt her bestimmt.
Wie schaut es damit in österreich
aus?

Hier müssen wir uns für einen
Augenblick die Politik der SPö
und der KPÖ in Erinnerung rufen.
Auf der einen Seite die bis zur
letzten Konsequenz durchqeführte
Ideologie und Praxis der Sozial­
partnerschaft, auf der anderen
Seite das völlige Fehlen einer
Alternative zur SPö-Politik, die
Unfähigkeit, eine autonome, den
österreichischen Verh~ltnissen

Rechnunq tragende, sie gleich­
zeitig übersteiqende revolutio­
näre Strategie zu erarLeiten.
Diese Politik konnte nicht ohne
Auswirkunaen auf das Pe~ußtsein

der jeweils angesprochenen Arbei­
termassen oder -qrunpen bleiben,
sie war ein dialektisches Produkt
von objektiven aesellschaftlichen
Entwicklungstendenzen und ihrer
opportunistischen politischen Um­
setzung auf beiden Seiten.

Heute sind wir in österreich mit
einer bevölkerungsmäßia alle ande-

WIR FAHREN IN EINEM GESCHLOSSE­
NEN AUTOKONVOI VON WIEN NACH
WIENER NEUSTADT
AUTOBESITZER BITTE MELDEN
TELEFON 65 19 52
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REGASSE TAFELN UND TRANSPAREN­
TE ANGEFERTIGT - BITTE MITHEL­
FEN !
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9 UHR WIEHER NEUSTADT, JOSEF­
STADT, MIESELGASSE
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ren Gesellschaftsschichten weit
überragenden Arbeiter- und Ange­
stelltenschaft konfrontiert,deren
politisches Selbstverständnis
weitgehend gestört ist. Das
bißchen Glück, die holde Beschei­
denheit, die Klein-aber-mein­
Mentalität sind als Ideologie­
~,3atzstücke an die Stelle be­
wußter politischer Haltung und
Uberzeugung getreten.

Daran wird vorläufig weder gutes
7'~C'den, noch allzuweit vorpre­
j . -.,des isoliertes Handeln eini­
ger weniger etwas ändern. Die er­
starrten Fronten müssen auf der
Ebene des Lohnkampfes ebenso wie
auf der politischen Szenerie in
Beweaunq qeraten. Solche Tenden­
zen ~u unterstützen, zu forcieren
ist unsere unmittelbare Aufgabe.
Entscheidend da~ei sind Polari­
sierunasprozesse innerhalb der
traditio~ellen Großparteien, SPö
und ÖVP. ~benso wichtig ist für
uns die Cevlinnnnc: und Neumobili­
sierung jener hunderten und tau­
senden eh~naligcn ~itglieder der
KPÖ, die von der Politik ihrer
Partei entttiuscht. ohne die ~~q­

lichkeit. sich anderswo anzu­
schließen, sich i~~er mehr in die
private Sph~re zurückziehen.

Durch die hinlänglich bekannten
administrativen und blirokrati­
sehen Praktiken des KP-Apparats
entstand für die Genossen in
Wiener Neustadt jüngst eine Si­
tuation, die die willkürliche und
undemokratische Absetzung der
ganzen Bezirksleitung von "oben"
herausgefordert hat und in der
Folge zu weiteren Ausschlüssen
bzw. Austritten führen könnte.
Grotesk und unglaublich mutet der
Stein des Anstosses zu dieser
Entwicklung an: nach fünf Jahren
rief die Wiener Neustädter Par­
teileitung heuer wieder zu einer
1. Mai-Kundgebung auf. Die Redner
Organisatoren und Aktivisten­
allesamt demokratisch von unten
gewählt und wiederholt bestätigt­
sind jedoch der Parteispitze
nicht genehm. Daher ging sie so­
gar soweit, die angemeldete De­
monstration bei den Polizeibehör­
den in Wiener Neustadt s tor ­
nie ren zu lassen.



Der 1. Mai-Aufmarsch in Wiener
Neustad~ wird jedenfalls statt­
finden!
Er wird nicht mehr von der KPÖ
Wiener Neustadt organisiert und
durchgeführt, sondern von etli­
chen Gruppierungen, Organisatio-

Liebe Genossin! Lieber Genosse!

nen und Einzelnen initiiert,
deren qemeinsame Plattform darin
besteht, am 1. Mai ihre soziali­
stische Gesinnunq, ohne die eine
oder andere Form des Opportunis­
mus, zu manifestieren. Sie ver­
faßten folgenden Aufruf:

der
öster-

Seit acht Jahrzehnten ist der 1. Mai der internationale Kampf tag
Arbeiterbewegung. Ursprünqlich Kampfkundgebung, wird er heute in
reich als Festzug, als Prozession, als Traditionsfeier beqangen.

Was soll man in diesem Jahr am 1. Mai machen?

Mit der SPö, die als Regierungspartei der Sozialpartnerschaft treu ge­
blieben ist und die 1.-Mai-Aufmärsche als lästige Verpflichtung emp­
findet, kann ein Linker nicht gehen. Kann man aber mit der KPÖ gehen,
die jede autonome Stellungnahme aufgegeben und alle Untugenden einer
bürokratisch-administrierenden und repressiven Staatspartei angenommen
hat?

Wir wollen am 1. Mai eine sozialistische Kampf- und Gesinnunqskundge­
bung durchführen.

Für eine sozialistische Menschheit!
Für einen Sozialismus mit menschlichem Antlitz!

Dieser Aufruf zeigt, daß bei der
1.-Mai-Demonstration in Wiener
Neustadt ein erster konkreter
Schritt zur Entwicklung einer
autonomen sozialistischen Politik
gesetzt werden könnte, obwohl die
unterschiedliche Entwicklung der
einzelnen Initiatoren im Verhält­
nis zur KPÖ derzeit noch keine
weiterreichende Alternative auf­
zeigt.

QGEGEN

Sozialpartnerschaft

Militarismus und Obrigkeitsstaat

US-Imperialismus

Die FÖJ - Bewegung für Sozialis­
mus wird sich daran als autonome
Organisation beteiligen. Sie wird
die Möglichkeit haben, mit eige­
nen Losungen, eigenen Rednern,
mit ihren politischen Vorstellun­
gen vor die öffentlichkeit zu
treten.

Demonstriert mit uns am 1. Hai in
Wiener Neustadt!

QF'ÖR

Arbeiterkontrolle

Demokratisierung aller
Gesellschaftsbereiche

den Sieg der nationalen
Befreiun~sbe~egungen

die Diktatur und Großmachtpolitik
der Bürokratie im Namen des
Sozialismus

sozialistische Demokratie
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Zur "neuen Politik" der VDS (MLS)
VON HANS MARGUUES UND ZSOLT PATKA

Vor b e m e r k u n g

Nachfolgender Text ist im Entwurf bereits im Jänner 1971 vorge­
legen. Die Fertigstellung der endgültigen Fassung, ihre Veröffent­
lichung wurden durch weitaus wichtigere Aufgaben der täglichen
Praxis aufgeschoben. Die verspätung bringt Vorteile mit sich. Be­
stimmte Tendenzen der "neuen" Politik der VDS/MLS lassen sich zum
jetzigen Zeitpunkt bereits verifizieren.
Es genügt, zwei Beispiele anzuführen: war die Politik der VDS zur
Zeit der Hochschulwahlen noch zwiespältig, wenn auch im ganzen
einem gemeinsamen Konzept entsprechend, so ist das Auftreten
eines Teils der MLS beim IdK-Kongreß Ausdruck der totalen Kon­
fusion innerhalb der VDS/MLS selbst. Die Spaltung des Roten
Schülerbundes an der Frage, welche Haltung gegenüber dem Kongreß
einzunehmen sei, geht bei der VDS/MLS vorerst nach innen. Es ver­
tieft die an und für sich schon gravierenden Widerspruche noch
mehr und läßt eine neuerliche Auseinandersetzung der verschiede­
nen Fraktionen - im ideologischen Gewande - in naher Zukunft als
wahrscheinlich erscheinen. Die Stellungnahme der VDS/MLS und
eines Teils des RSB zum IdK-Kongreß ist schwer unter anderen als
klinischen Gesichtspunkten zu diskutieren. Aus dem Zusammenhang
gerissene Lenin-Zitate, Gegeifer, das vor dem Gebrauch der ur­
sprUnglich auf die Nazis und Faschisten gemUnzten Definition
"wildgewordene Kleinbürger", als welche" b ü r ger 1 ich e *)
Pazifisten" qualifiziert werden, nicht zurückschrickt; völlige
verwechslung von Strategie und Taktik lassen vermuten, daß unsere
frischgebackenen Marxistisch-Leninistischen Studenten auf die Be­
lastungsprobe der fo'lirklichkei t gegenüber ihrer verklärten
Ideologie mit theoretischen Amokläufen reagieren.
Unter dem Aspekt also der Erscheinungswelt "linker" Pathologie
des Alltagslebens betrachtet, läßt diese Phase (die extensive)
irr~erhin noch Hoffnung zu, wobei die größere Gefohr (der intensi­
ven Phase) i.nnerhalb des jet7..igen Ablaufs der Krisensymptorne
feststellbar wir~ und den endgültigen Kollaps ankUndigt: das
Sektierertum, das den Schutz vor Brschütterungen (~er verschiede ­
nen Fixierungen gewährleisten soll (1).
Es scheint sich hier um die Symptomatik eines tiefgreifenden,
psychologischen Konflikts von Intellektuellen zu handeln, die ihr
Trauma, an der praxisbezogenen Sinordnung in gesarntgesellschaft­
liche Zusammenhänge gescheitert zu sein, durch scheinrationali­
sierte Zauberfor/lleln, durch den Ritus ihrer endlosen und sinn­
losen Wiederholung entfliehen möchten. v/ir wollen sie auf der
Flucht, gleichsam in flagranti, ertappen •••

*) Alle Hervorhebungen von den Autoren.



"nußte man auf dem XV. Parteitag
noch die Richtigkeit der Linie der
Partei beweisen und einen Kampf
g2gen bestimmte antileninistische
Gruppierungen führen, auf dem
XVI. Parteitag aber mit den
Anhängern dieser Gruppierungen
aufräumen, so braucht man auf
diesem Parteitag nichts zu
beweisen, und es gibt wohl auch
niemand, der geschlagen werden
müßte. Alle sehen, daß die
Parteilinie gesiegt hat."
(Bel fallssturm)
J. W. S tal i n (Werke, Bd.13,
S. 30B ff, Dietz Verlag Berlin,
1955)

Im Rahmen der Strategie-Diskussionm der VDS brachen Widersprüche
auf, die seit längerer Zeit latent waren. Diese Widersprüche
blieben in ihrer Bedeutung nicht auf die VDS beschränkt. Ihre
Kristallationspunkte waren grundsätzliche Fragen der Einschätzung
der aktuellen politischen Situation in Gsterreich und der länger­
fristigen Aufgaben einer revolutionären Studentenorganisation in
dieser Situation.
Die frühere Leitung der VDS hatte das Bedürfnis nach einer grund­
sätzlichen Einschätzung der innenpolitischen Situation nach dem
März 1970, das unter den linken Studenten, besonders der Jungeren
Semester, bestand, offensichtlich unterschätzt und diese wichtige
Analyse nicht geleistet.
So konnten im Rahmen des "Kapital-Arbeitskreises" und später der
"MAZ-GES"(2) neue Kollegen gewonnen werden, indem deren Bedürf­
nis nach umfassenden politischen Programmen dadurch entgegenge­
kommen wurde, daß die Initiatoren der "MAZ-GES" "einer bewußten
Orthodoxie das Wort redeten"(3) und so behaupteten, die marxisti­
sche Theorie gegen das "unkritische Fallenlassen orthodoxer Be­
s.riffe"(4) zu verteidigen. Der Kampf gegen den Revisionismus (in
Österreich, laut Meinung der VDS, repräsentiert durch WTB, FÖJ
und den "rechten Flügel der 'liDS") wurde zur Hauptaufgabe erklärt,
und damit war durch den gemeinsamen Feind, trotz (auch weiterhin
bestehender) tiefer Meinungsverschiedenheiten, die Brücke zur KPÖ
geschlagen. Die KPÖ förderte im engen Kontakt mit der Gruppe der
"MAZ-GES" diese Entwicklung nach Kräften, unter bewußter Hintan­
setzung der erwähnten Differenzen und konnte so nach einer außer­
ordentlichen Vollversammlung der VDS triumphierend berichten, daß
die neue Leitung der VDS eine neue Politik verfolge und mit der
KPÖ kooperieren wolle. ~ir halten uns im folgenden an die authen­
tische Chronik der Ereignisse und deren Hintergründe, an eine
VDS-Information vom 29. November 1970, an welchem Tag die Voll­
versammlung stattfand:
"Am 29. 11. 1970 fand eine außerordentliche Vollversammlung der
VDS statt, die durch die in monatelangen Diskussionen aufge­
brochenen politischen Widersprüche unumgänglich notwendig ge­
worden war. Oie Debatte verlief anfangs in einer gespannten
Atmosphäre. So war lange Zeit die Definition der Stimmberech-



s

tigung umstritten; hier rächte sich die bisherige offene Orga­
nisationsstruktur der VOS." (5)

Was geschah? Die Neuen hatten eine glückliche Hand gezeigt bei
der Herbei schaffung von emporzureckenden Armen, mittels derer
"die in monatelangen Diskussionen aufgebrochenen pOlitischen
Widersprüche" am radikalsten und erfolgreichsten beseitigt zu
werden pflegen.

"Oie V~ll~ersammlungsbeschlüs~e m?rkieren den Dbergang zu
einer volllg neuen Politik. Olese Anderung mag für viele über­
raschend gekommen sein, hat aber objektive Gründe, die weit
in die Entwicklung der VOS zurückreichen." (6)
Die Konzession, "diese .Änderung mag für viele überraschend ge­
kommen sein", verrät, daß "die monatelangen uiskussionen auf­
gebrochenen politischen 'vhdE'l'sprüche" keineswegs erschöpfend aus­
§etragen wurden. Der mehr formaldemokratisch als argumentativ er­
fochtene Sieg der Neuen dürfte sie im nachhinein in ihrer von
vornherein feststehenden Überzeugung nur bestärkt haben, daß die
alte VDS-Garnitur ausrangiert gehöre, selbstverständlich aus
"objektiven Gründen, die weit in die Vergangenheit der VDS zu­
riickreichen". Denn

"die VOS wurde bei ihrer Reaktivierung (1967) überwiegend aus
FÖJ-Studenten gebildet und war daher eine in sich geschlossene
Gruppe, deren gemeinsamer poli.tischer Standort (Zugehörigkeit
zum rechten Flügel der KPO) unproblematisiert vorausgesetzt
wurde." (7)

Unproblematisierter könnte man es gar nicht ausdrücken. "zugehö­
rigkeit zum rechten Flügel der KPÖ" (in Klammer) hebt mit leich­
ten Plügeln über die Klippe hinweg, an der alle zukünftigen Per­
spektiven der neuen VDS-Konzeption schon im Augenblick ihrer
stimmenmäßigen Durchsetzung gescheitert sind: am ideologischen
Opportunismus. Die Vergangenheit der VDS-FÖJ-KPÖ, deren Entwick­
lung, schonungslos und ohne die billigen, vorerst noch nichts­
sagenden Klischees "rechter PlUgel - linker Flügel", zu analy­
sieren. Die wenigen, die die "neue" Politik (zurück zur KPÖl)
konzipiert haben, wissen auch warum: dies ist ein Teil des Prei­
ses der Eintrittskarte in die von ihnen vielleicht aufrichtig er­
sehnten "proletarischen" Gefilde der KPÖ. Bei der ach so "neuen"
Politik der "f-IAZ-GES" geht es nämlich im Prinzip um diese eine
Entscheidung (innerhalb oder außerhalb der KPÖ?), die von der
alten Generation wegen der tiefen Divergenz ihrer gegenseitigen
pOli tischen Ansichten ständig hinausgezögert wurde. :.~o die "Neuen'l
recht haben, haben sie recht, und sei es nur das Körnchen Wahr­
heit, das in folgendem Abschnitt enthalten ist:
"Oie Frage, mit welcher VOS-Tradition zu brechen sei, mit der
Bindung an. flarek-Fischer und an die FÖJ, oder mit der Bindung
an die KPÖ, versuchte die VOS zu umgehen. flan wiegte sich in
der Illusion, enge Beziehungen zu beiden Seiten unterhalten zu
können. Aber ab einem gewissen Punkt war die Entscheidung un­
umgänglich, und zweifellos lag auch hier ein objektives Krisen­
moment zu Grunde." (8)

Neben dem Körnchen \vahrhei t brei tet sich die Unaufrichtiakei t
des verschweigens von Zusanunenhängen und HintergrUnclen <lervAus_
einandersetzungen in der KPC aus, in deren Verlauf die politische

-------------------------_..._---_..._---------



Standoc,tbezeichnung "Harek-F'ischer-FÖJ" ers t vers tändl ich wird,
deren ~eflleinsame Position sich damals aus der Negation des l\'.ests
der KFO ergeben hatte, welcher das tiefe Schweigen über alle die
Sowjetunion betreffenden kri tischen Fragen war und ist. Das darf
aber die neue VDS-Führung nicht zur Kenntnis nehmen, da sie damit
gleich am Anfang ihres Honigmonds mit der KPÖ einen Loyalitäts­
bruch begehen würde - wie nennt man das? Opportunismus!
So weit, so gut, geht es hier doch nur um rein äußerliche Homente
der Durchsetzung einer neuen "Parteilinie", deren Inhalt auch uns
bei weitem mehr interessiert, als die bloße Frage, wer sie von
oben bestimmt. Hier nämlich wird erst die politische Reife und
Fähigkeit der "Neuen tt in der VDS voll ersichtlich und einschätz­
bar. Hätte es sich nämlich tatsächlich nur darum gehandelt:
"durch die Arbeit an der Klassenanalyse entwickelten wir ein
neues Verständnis für den Charakter der Sozialdemokratie re­
spektive der SP-Regierung und für die Hochschulpolitlk", (9)

könnten sie nicht zur nachfolgenden bombastischen Simplifizierung
der KPÖ-Gegensätze gekomrr.en sein:

"diese Arbeit gab uns die ~öglichkeit, ein e r sei t s
das Tagebuch und die FÖJ, a n der e r sei t s die KPO
realistischer einzuschätzen." (10)

Und nicht nur
ben, sondern
Subjekten und
politik.

solche Vereinfachungen wären ihnen erspart geblie­
die weitaus gewichtigeren Fehleinschätzungen von

Objekten der gegenwärtigen österreichischen Innen-

"Was würden die proletarischen
Revolutionäre in der Epoche der
bürgerlichen Revolution getaugt
haben, die den Konflikt zwischen
den Liberalen und der ~onarchie

nicht einzuschätzen und zu
verstehen gewußt hätten und,
anstatt di esen Konfl ikt im
revolut1onären Sinn auszunutzen,
die bei den Gegner in den gleichen
Sack geworfen haben würden? Was
taugen Kommunisten, die vor den
Konflikt FASCHIS~US und
SOZIALaE~OKRATIE gestellt, diesen
Konflikt einfach mit der simplen,
jeden Inhalt entbehrenden Formel:
SDZIALFASCHISi'lUS zudecken?
Eine Position dieser Art - eine
Politik hohlen Geschreis und
sterilen Linkstums - versperrt
von vornherein der Kommunistischen
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Partei cJen Weg zu den
sozialdemokratischen Arbeitern
und gibt den Rechtselementen
im kommunistischen Lager Nahrunge"

L. Trotzki,
Oie österreichlsche Krise und der
Kommunismus.

Wir kommen also zu den Beschlüssen, zum Inhalt der "neuen"
Politik der VDS:

"Sozialdemokratische Regierungen realisieren in der Ära des
nonopolkapitalismus die 'liberale Form der Regierungsausübung
der Bourgeoisie'(Lenin),. die meistens dann notwendig wird, wenn
das Kapital in schwere verwertungsschwierigkeiten gerät." (11)

"Solange das Großkapital günstige Verwertungsbedingungen vor­
findet, hat es genügend Spielraum, die 'Kleinen', die unter der
Durchschnittsproduktivität arbeitenden Unternehmen, mitzuziehen.
Das ist die ökonomische Grundlage für das Bündnis z~ischen Groß­
kapital und Kleinbürgertum-Bauernschaft.Der politische Ausdruck
dieses Bündnisses ist die OVP. Denn das Großkapital kann seine
politische Herrschaft nicht selbst, sondern nur gestützt auf
andere Schichten, vornehmlich, weil die stabilste Form des Bünd­
nisses, auf das Kleinbürgertum, ausüben, während sein ökonomi­
sches Interesse auf die Vernichtung aller Klassen und Schichten
außerhalb des Kapitalverhältnisses zielt." (12)

"Diese Dialektik beschreibt die materialistische Grundlage für
die Krise in der OVP und für den Regierungswechsel: in dem naß,
in dem das ökonomische Interesse des Großkapitals durch Ver­
wertungsschwierigkeiten gestört wird, zerbricht das Bündnis mit
dem Kleinbürgertum und wird eine sozialdemokratische Regierung
zur besseren Lösung." (13)

Es soll hier schon auf die völlig statische, mechanische, kurz
undialektische Darstellungsweise der VDS-"Dialektik" hingewiesen
werden, die in naiven Lesern obiger Zeilen den Eindruck erwecken
kann oder soll, das alles spiele sich automatisch ab, so, als
wäre der wahlsieg der SPÖ vom 1. März 1970 vom ÖVP-Großkapital
inszeniert worden, weil der in der ÖVP dominierende Wirtschafts­
bund eine bessere Haus- und Hofverwaltung gebraucht hat. Aber es
kommt ja noch viel bunter:

"Verwertungsschwierigkeiten bedeuten a u c h verstärkten
Druck auf die Arbeiterklasse. Diese leistet der verschärften
Ausbeutung Widerstand. Soll das Verwertungsinteresse des Kapi­
tals nicht beeinträchtigt werden, wird die Disziplinierung der
Arbeiterklasse notwendig die Sozialdemokratie in der Regie­
rung ist dazu das geeignete Instrument. Insofern ist der Regie­
rungswechsel a u c h Ausdruck des aufgebrochenen Widerspruchs
zwischen Lohnarbeit und Kapital." (14)

Das "auch" ist bestechend. Es soll beide Male einschränken. Die
VDS meint es eben nicht absolut •••
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"Weil die Transformation der SPO zur reinen Wahlpartei (?), wie
es ihre Regierungstaktik erforderte, n 0 c h nicht abgeschlos­
sen ist, geht der Klassengegensatz zwischen Bourgeoisie und
Proletariat n 0 c h durch die Sozialdemokratie. Er kann aber
nicht aufbrechen als Fraktionskämpfe innerhalb der SPÖ, sondern
als Widerspruch zwischen ÖGB und SPÖ bzw. innerhalb des ÖGB.n
(15)

Hier mue das '.·lörtchen "noch" herhal ten. 8s kann aber auch nichts
ausrichten, denn F'raktionskämpfe innerhalb der SPC können ja
nicht aufbrechen, sondern nur vJiderspruche zwischen spt und ÖGB,
bzw. innerhalb des letzten selbst! Und wenn innerhalb des ÖGB
Widersprüche auftreten und ausgetragen werden, wenn dieser selbst
gegen die SP0(-PUhrung soll es wohl heißen) auftritt, was ist
dann? Dann liegt der Gewerkschaftsboß Benya mit dem SP-Nandatar
Benya, der Gewerkschaftsbonze Häuser mit dem SP-Abqeordneten
Häuser in den Haaren, und das Nestroysche ~"ort "Am liebsten vlJrde
ich mich mit mir selber zusammenhetzen, um zu sehn, wer stärker
ist: ich oder ich'?" wird in Österreich Klassenkampfgeschichte
Tr,achen •••

Wir nehrnen an, daß es bei unseren Vorkämpfern "einer bewu!?ten
Orthodoxie" keineswegs an der Kenntnis der österreichischen Ge­
genwartsbedingungen mangelt, daß sie also keine Ahnung hätten,
zwischen SPÖ und ÖGB bestehe eine regelrechte Personalunion;­
nein, sie wollen es nur nicht zur Kenntnis nehmen, da solche Tat­
sachen ihrer Orthodoxie und fOlgender Feststellung ein wenig ab­
träglich wären:

nWeil jede Rationalisierung des Kapitalismus auf dem Rücken der
Arbeiterklasse ausgetragen wird (durch Intensivierung der Ar­
beit) und weil sie den Kapitalismus stabilisiert und daher nur
'fortschrittlich' im kapitalistischen Sinn (bel Abstraktion vom
Klassengegensatz) sein kann, müssen Kommunisten sie bekämpfen.
Weil die SP-Regierung der Träger dieser Rationalisierung ist,
muß sie als K 1 ass e n f ein d bekämpft werden. (~it dem
Klassenfeind kann es keine Einheltsfrontpolltik von oben zur
Ausweitung der bürgerlichen Demokratie geben)." (16)

Und damit wäre der Zeitpunkt gekommen, den VDS-lern zu empfehlen,
wenn sie sich schon auf ~etaphysik verlegt haben, wenigstens in
den Bereichen der Gesellschaftswissenschaft auf die Einhaltung
der Gesetze der formalen Logik zu achten.
Wie also? In die SPÖ ist die überwiegende Hehrheit der Arbeiter,
der Lohnabhängigen Österreichs integriert. Dieses, den größten
Teil der österreichischen Arbeiterklasse, repräsentierende SP­
Fußvolk ist entweder unfähig seine u~~ittelbaren Interessen wahr­
zune~~en bzw. vertreten zu lassen, oder die SPÖ-Pührung verfügt
über hypnotische Kr~ifte, mittels derer sie via ÜGB als Medium die
Arbei termassen r'diszipl inieren", sie betrUgen kann, 'J:ann und wo
es ihr bel iebt.

Man kann, wenn man sich den ?Olitischen Blick nicht mit "bewußter
Orthodoxie" vernageln läßt, die Sache auch so einfach ausdrJcken,
wie es l"iarcu~e im Kursbuch-Interview gegenüber Enzensberger getan
hat:
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WSle (dle Arbelterklasse, Anm. d. Autoren) weiß ganz genau, aur
w.lcher Selte ihr Brot gebuttert 1st. Ist es nicht überheblich,
d.. zu übersehen und den Arbeitern zu sagen: Gebt alles aur,w.. ihr habt; und geht mit mir, bereitet die Revolution
vor••• w (17)
Das wahrlich Fatale an unseren orthodoxen Marxisten-Leninisten
ist, daß sie, wenIt sie von der Arbeiterklasse sprechen, einen
verdinglichten Begriff und nicht die reale, existente, mit kon­
kreten Wünschen, Vorstellungen etc. lebende Masse der Arbeiter
vor Augen haben. Ihr "Klassenfeind", wenn man sie beim Wort nimmt,
ist nicht die SPö-Regierung, sondern die Arbeiter selbst, die
nicht nach der orthodoxen Melodie der VDS tanzen. Denn verfolgt
man die AusfUhrungen der VDS, so wäre eine verelendung der öster­
reichischen Arbeiterklasse einem Reformismus vorzuziehen, der ihr
winzige, aber immerhin reale Fortschritte einbringt.
Dann aber passiert unseren klassischen Theorie-Künstlern selbst
ein echter Ausrutscher in ihrer sonst vollendeten KUr in höheren
Sphären, der ihre wunderbaren Sprünge jäh zunichte macht:

wOle Geschichte lehrt, daß selbst erkämpfte Positionen (wJ.e SR)
slch gegen dle Arbelterklasse kehren, wenn der K 1 s • ­
sen kam p f von u n t e n e r 1 ahm t bzw.
reh 1 t." (18)
Wie wahr! Ja, es können noch viel ärgere Dinge passieren, z.B.
daß die SP-Führung ihre "klassenverräterische" Politik mit Ein­
verständnis der Mehrzahl der österreichischen Arbeiterklasse be­
treiben kann. Also hat es doch eher etwas mit der Stagnation
bzw. Entfaltung der Klassenkämpfe selbst zu tun, die nicht ein­
fach von oben verordnet oder verboten werden können, sondern ob­
jektive und SUbjektive Beweggründe haben, die man halt, als
Marxist-Leninist, zu analysieren hat ohne vorgefaßte orthodoxe
Bücherweisheiten, bevor man den komplizierten, aus innen- und
aUßenpolitischen Faktoren der vergangenheit und Gegenwart, aus
ökonomischen und vielen rein subjektiven, aber ungeheuer wirksamen
Fäden gewobenen Knoten mit der Qualifizierung "Klassenfeind" zur
eigenen Befriedigung durchhaut.

wir übergehen die Beschlüsse der VDS zum VSStÖ und zum WTB. Wir
tun es aus dem Grund, weil wir unser Verhältnis zu heiden ftoch
nicht vollkommen Dräzisiert haben, und weil die Haltung der VDS
gegenüber beiden Organisationen lediglich dieselbe a~Fschn.ide~i­
sche Großspurigkeit aufweist, die gegenüber der .SPÖ und de~ ÖGB
in theoretischem Kretinismus gipfelt - aber es g~bt auch be1 der
VDS noch Nuancen.
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Moderator und Entschei­
ihrer Haltung gegenüber
möchten wir einige Fak-

Was den VSStÖ betrifft, so trifft der Kern der Kritik der VDS ge­
genüber dem SP-Opportunismus des VSStÖ auf die VDS abgewandelt
als Kp-opportunismus genauso zu. (19)

Die im Prinzip oft berechtigte, in keinem Punkt differenziert
vorgetragene und auf weiten Strecken völlig schematische Kritik
am rNTB (Nennings "FORVN" hielten wir für eine geeignetere Ziel­
scheibe) ist ein weiterer Teil des Preises, den die VDS für die
KPÖ-Eintrittskarte geleistet hat - wie nennt man das? Opportunis­
mus!

nUnd die heute auf einer neuen Basis
unter neuen Bedingungen ihre
Klassenkraft zu neuen unvermeidlichen
Kämpfen sammelnde Arbeiterklasse
wIrd sich hüten müssen, den
lebendIgen Inhalt ihrer heutigen
Aktion noch einmal an jene längst
zu leblosen Formeln erstarrten
ideologischen Formen zu binden,
mit denen schon gestern und
vorgestern die verschiedenen
Richtungen der sogenannten
'revolutionären' narx-Drthodoxie
vergeblich versucht haben, die
reformistIsche und bürgerliche
Entartung ihrer 'Arbeiterpolitik'
aufzuhalten und abzuwenden.
Oer aus der Betäubung seiner
letzten großen Niederlage zu
neuem Leben erwachende Klassenkampf
des Proletariats muß die Toten
ihre Toten begraben lassen,
um endlich bei seinem eigenen
Inhalt anzukommen.
K. Kor s c h, Von der bürgerlichen
Arbeiterpolitik zum proletarischen
Klassenkampf. Zum 80. Geburtstag
von Eduard Bernstein am 6.1.1930,
in: Kampf-Front, Proletarische
Wochenschrift, Jg.VI, Nr.2,
Berlin, 11.1.1930.

Wir kommen nun zum eigentlichen Thema,
dungsfaktor der "neuen" VDS-Politik, zu
der KPÖ. Bevor wir näher darauf eingehen,
ten festhalten.
Die FÖJ vertrat seit jeher gegenüber Fragen der Politik auf Hoch­
schulboden die Meinung, daß pOlitische Arbeit von Studenten nur
sir~voll sein kann, wenn sie über den eigenen ua~ittelbaren

Aktionsradius hinausgeht, den gesamtgesellschaftlichen Kontext
zur eigenen Situation herstellt und daraus Schlußfolgerungen da-
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hingehend zieht, daß der Kampf der Arbeiterschaft und der Studen­
ten in der Einheit ihrer gegenseitigen Interessen gegen Kapitalis­
mus und Ausbeutung bzw. Fachidiotentum und autoritäre Gängelung
erst wissenschaftlich-gesellschaftliche, gesellschaftswissen­
schaftliche I(elevanz erlangt. Die VDS ist diesem Grundkonzept
entsprungen, gebildet von 1-ii tgliedern cer FCJ, die Studenten
waren, und deren Zugehörigkeit zur F'CJ meist eine Zugehörigkeit
zur KPO mit einschloß.
Die neue VDS-Richtung ist für zwei neue politische Tendenzen auf
Hochschulebene nicht nur in Österreich typisch: Die Politik jener
Genossen, die im Katzenjarnmer der post-antiautoritären Phase der
Neuen Linken nicht steckengeblieben sind, ihn jedoch nun mit der
Umkehr zur Orthodoxie zu überwinden versuchen, was meist mit der
Rückkehr in den Schoß einer traditionellen Arbeiterpartei verbun­
den wird. Dieser Umkehr bzw. Neubesinnung entspricht auch die
andere Tendenz breiter Teile der revolutionären Studentenschaft,
die ebenfalls in der Lösung der Organisationsfrage, in der be­
wußten gesamtgesellschaftlichen Verankerung des Einzelnen den
einzig sinnvollen Ausweg aus der isolierten Lage der reVolutio­
nären Studenten sieht, zumeist aber - aus Ablehnung bestehender
traditioneller Arbeiterparteien - darauf drängt, den Aufbau einer
neuen revolutionären Organisation theoretisch vorzubereiten und
praktisch voranzutreiben. Die Wahrheit ist die, daß die jeweilige
Entscheidung fUr oder gegen eine bestehende KP nicht allein von
der Qualifikation und revolutionärer programmatik in nationalen
Fragen und Belangen der KP abhängt, sondern daß hier mannigfal­
tige UD. auch internationale Probleme mitspielen. Die aber in
der Politik einer KP unberücksichtigt lassen, hieße die betref­
fende KP auf das reduzieren, was sie unter keinen Umständen aus­
schließlich sein darf: auf die abstrakte Interessenvertretung
ei.ner bestimmten nationalen Gesellschaftsklasse. Internationalis­
mus ist erstes und oberstes Prinzip jeder revolutionären Arbeiter­
bewegung. Dieses Prinzip auf die Politik einer KP nicht kritisch
anzuwenden heißt kneifen, es ist Opportunismus. Genau das geschah
bei der VDS.

nOle elnzlge Partel, dle dle unm1ttelbaren Interessen der Ar­
be1terklasse unelngeschränkt vertreten kann und slch bemüht,
den Kampf darum zur Bl1dung von Klassenbewußtseln zu benützen,
1st die KPO. S1e 1st also dIe eInz1ge Arbelterpartel, ungeach­
tet 1hrer Qua 1 1 t ä t, d1e potentIell Kämpfe In den Be­
tr1eben führen bzw. unterstützen k6nnte. n (20)

Qualität steht wahrscheinlich beschönigend für Quantität oder ~s

ist ein versteckter Seitenhieb der VDS auf den Charakter der KPO:
"ungeachtet ihrer Qualität" heißt: wenn auch unqualifiziert.
Oder? Der uralte Niderspruch zwischen Theorie und Praxis tut sich
da als Abgrund auf, in den die KPÖ täglich tiefer Lineinsaust.
Die VDS folgt tapfer - und unopportunistisch, wie sie ist - mit.

nInsbesondere 1n den 60er Jahren hat die vom rechten Flügel
demont1erte Parteiführung es so welt gebracht, daß die KPO den­
jenlgen Funktionen, d1e eine len1nIstische ParteI zu erfüllen
hat, nl cht gerecht werden konnte." (,';'1)

Die VDS-Neuen sollten sich auch ein biDchen mit der jüngsten Ge~
schichte der KPÖ befassen. Die "Demontage" in den 60er Jahren
war - wie die meisten "l1ontagen" und "Demontagen" in der KPO - in
erster Linie keine inneren, spezifisch österreichischen Faktoren
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entstammende Angelegenheit. Man kann die Sache, wenn man nicht so
verschämt ist, wie die VDS, auch beim Namen nennen: Entstalini­
sierung.

Was damit auch noch viel zu vage umrissen ist, offenbart sich
jetzt, nach den Schüssen am Ussuri, nach der Intervention in der
CSSR, nach den Schüssen auf Arbeiter in Polen und schließlich
nach cer Generalrede Breschnews auf dem 24. Parteitag der KPdSU
(sein politisches Konzept geht kaum über jenes des ldK-Kongresses
hinaus!) in aller Radikalität als eine tiefgreifende K r i s e
der g e sam t e n Kom m uni s t i s c h e n We I t
b ewe gun g. Die "Demontage" in der KPÖ ist gestoppt worden
wie auch in anderen, weitaus größeren und gewichtigeren KP', und
in den VOlksdemokratien; was jetzt kommt, ist die totale Demobili­
sierung (p 0 1 i t i s c h e Lösung für SÜdostasien!), welcher
die Revolutionäre der Welt nur durch die grundlegende Neuorgani ­
sierung aller von Status-quo-Interessen und daraus entspringenden
Opportunismen freien revolutionären Strömungen hier in Österreich
und anderswo, entgegentreten können.
Aber in österreich und innerhalb der KPÖ geht das alles viel ein­
facher. Da wird "mit der Aufnahme des Kampfes gegen den Kreis um
das Tagebuch" ••• "die Rechtsentwicklung gestoppt". "Die KPÖ ist
jedoch nicht statisch zu sehen", ermahnen uns die VDSler, weil
sie ihres eigenen Hauptmankos dunkel bewußt sein dürften.
Die VDS indes, erfahren wir zu unserer nicht geringen Ver~~nde­

rung, ist "so'olIohl organisatorisch als auch politisch-ideologisch
von der KPÜ unabhängig". Das wird eine Demontage geben! Vorläufig
steht sie jedoch nicht zu befürchten, und das, was die VDS sich
gegenüber der KPÖ an Bündnisfreiräumen vorbehalten hat, ist, ge­
linde ausgedrückt, eine Chuzpe:
"Die KPD ist n1cht in der Lage, eine revolutionäre Strateg1e
für den Intellektuellenbere1ch zu entwickeln." (22)
Die KPC dankt. Wozu ist sie eigentlich in der Lage? Es dämmert
uns langsam: von der VDS/MLS - der kommenden intellektuellen Füh­
rungsschichte der österreichischen Revolution - integriert zu wer­
den! Die KPÖ muß dazu nur noch ein bißchen kleiner und unbedeut­
samer werden. Es wird schon gehen .••

"Wir müssen deshalb alle Kriter1en
die flarx für den Kapitalismus der
achtziger Jahre aufgestellt hat,
einer ökonomischen Neuuntersuchung
unterwerfen. Das ist nicht
geschehen. Und darum stehen w1r
Kommunisten wie der Ochs vorm
Berge dem neuen Kapitalismus
gegenüber und unterstellen ihm
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ununterbrochen alte Kategorien,
mit denen wir gar nichts erklären
können. "
G. L u k A c s, in einem
Splegelgespräch am 20.4.1970

Wir haben in unserer Analyse der geschichtlichen Entwicklungs­
tendenzen der österreichischen Arbeiterbewegung festgestellt, daß
die katastrophale Entwicklung der KPÖ und insbesondere ihr Nieder­
gang seit 1945, unter der Motivation starker Außen-Faktoren ge­
standen ist. Angesichts ihrer heutigen Verfassung von der KPÖ ~
"wichtigste(m) Ansatz antikapitalistischer Arbeit im proletari­
schen Bereich" zu sprechen, ist intellektuelle Hochstapelei par
excellence. Die KPÖ ist mit einem permanenten verlust an Positio­
nen in den Betrieben konfrontiert (von den Mitgliederstrukturen
nach Alters- und Berufsgruppen, vom Mitgliederschwund etc. reden
wir gar nicht) wo positionen gehalten werden (ähnlich wie auf
Gemeinderatsebene) geschieht dies auf weitestgehend unp 0 1 i ­
t i s c her, persönlicher, individueller Vertrauensbasis.
Der Krise in der KPÖ, dem Reformismus der SPC werden wir nur be­
gegnen können, wenn wir den WUrzeln dieser Erscheinungen, ihren
Ursachen, unter Berücksichtigung der umfassenden gesellschaft­
lichen veränderungen im nationalen wie internationalen Bereich,
im Spätkapitalismus wie in der "Dritten Welt", kurz den ökonomi­
schen und politischen Veränderungen ohne Selbsttäuschung nachzu­
gehen bereit sind. Dies ist eine der voraussetzungen, ja die
wichtigste, zur Erstellung einer für Österreich gültigen revolu­
tionären Strategie.
Die FÖJ - Bewegung für Sozialismus wird dazu im demnächst vor­
liegenden Entwurf eines Grundsatz programmes einen weiteren
Schritt zu unternehmen versuchen.

Wien, 4. April 1971

Q u eIl e n a n gab e :
(1) "\'1ir hätten nichts von Stimmen von Leuten, die einem Mißver­

ständnis aufgesessen wären und uns für etwas anderes als
Marxisten-Leninisten gehalten hätten". In: Rote Wandzeitung,
1/1971

!2) ~~Z-GES: Marxistische Zelle - Gesellschaftswissenschaften
3) Lindner: "Zur Klassenanalyse", 1.9.1970
4) Lindner: "Zur Strategiediskussion", 1.9.1970

(5)-(16) ,mS-Information, 29.11.1970

!17 ) SPIEGEL, 11.1.1971
18) VDS-Information, 29.11.1970
19) Anläßlich der Angela-Davis-Demonstration der KPÖ am 27. Fe­

bruar 1971 wurde die Teilnahme der FÖJ von der Wiener Stadt-
leitung der KPÖ abgelehnt. Eine diesbezügliche Stellungnahme
der FÖJ stand auch in der VDS zur Diskussion, in deren ver­
lauf der Antrag gestellt wurde, gegen die sektiererische Hal­
tung der Stadtleitung zu protestieren. Der Antrag wurde zu­
rückgewiesen.

(20) (21) VDS-Information, 29.11.1970
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Semmeringtagung

Bestand die Funktion der letzten
Aktivistenberatung am 17./18. Ok­
tober 1970 darin, die unmittelba­
re Praxis der FÖJ festzuleben, so
war die Besprechung am 13./14.
März 1971 ihrem Inhalt nach deren
Resultat. Gleichzeitig ergaben
sich daraus die Ausgangspositio­
nen für die zukünftige Tätigkeit.

Wir wollen zwar, selbstkritisch,
darauf verzichten die Diskrepanz
zwischen unseren Intentionen und
der tatsächlich geleisteten Ar­
beit, d. h. zwischen Wollen und
Können zu beschönigen. Aber
nichtsdestoweniger läßt sich im
Gegensatz zu anderen linken Grup­
pierungen, die in letzter Zeit
unter dem Vorzeichen fortlaufen­
der Spaltungen gestanden sind
innerhalb der FÖJ das Fortschrei­
ten des Konsolidierungsprozesses
nicht nur organisatorisch, son­
dern auch in Form einer selbst­
bewußten Politisierung fest­
stellen. War das Neubeginnen der
FÖJ noch stark geprägt durch Un­
sicherheit, die aus der neuen
Situation entstanden war, so kann
heute rückblickend nicht nur die
Richtigkeit der Entscheidung, die
Selbständigkeit zu wählen, be­
stätigt werden, sondern darüber
hinaus konstatiert werden, daß
der FÖJ zunehmend die Rolle des
Initiators einer Neukonsolidie­
rung der Linken in Österreich zu­
fällt. Als signifikant für diesen
Prozeß kann der Entwurf der Grund­
sätze der Politik der FÖJ ~lgese­
hen werden, der auf breitester
Basis sowohl in der FÖJ als auch
im Kreise aller Interessierten
bis zum Bundeskongreß der FÖJ, im
Herbst dieses Jahres, diskutiert
werden soll.

Die FÖJ versucht mit diesem Ent­
wurf eine Diskussion innerhalb
der Linken in österreich in Gang
zu bringen, in deren Verlauf
durch die Konfrontierung der
Standpunkte, ihrer Abweichungen
bzw. Übereinstimmungen, eine end-

gültige Fassung gemeinsam er­
stellt werden soll. wir betrach­
ten diese Aufgabe als den umfas­
senden Versuch der Erstellung
einer für Österreich gültigen re­
VOlutionären Strategie, deren
wichtigste Voraussetzung die Klas­
senanalyse ist.
Dominierend in der Diskussion war
die Einschätzung unseI~r Praxis
bezüglich des Bundesheeres. Jen­
seits allem Pazifismus' erblik­
ken wir in dieser Tätigkeit zwei
Ansatzpunkte: zur Politisierung
junger Menschen auf Grund einer
für sie unmittelbar spürbaren
Problematik, die gleichzeitig
eine gesamtgesellschaftliche,
spezifisch österreichische Bedeu­
tung hat. Aktionen vor der Stel­
lungskommission in Wien, Aktio­
nen vor verschiedenen Kasernen
ergaben Vermittlungsmöglichkeiten
zu den direkt Betroffenen selbst.
Vorläufiger Höhepunkt war der
Kongreß: Jugend gegen Kriegs­
dienst, der in der Zeit vom 26.
bis 28. März 1971 in Wien statt­
fand (über den Inhalt des Kon­
gresses wird an anderer Stelle
berichtet werden).
Die neuen Organisationsprinzipien
der FÖJ, wie sie voriges Jahr im
Rahmen der Sommerakademie konzi­
piert wurden, hat trotz der Be­
stätigung eines aus vier Genossen
bestehenden Koordinationskomitees,
gezeigt, daß in der praktischen
Arbeit einige Mängel auftreten.
8s konnte der politisch- und
organisatorische Zusammenhang
zwischen den verschiedenen Tätig­
keitsbereichen in der FÖJ seitens
dieses Komitees nichts restlos
hergestellt werden. Insbesondere
an der Aufgabe, der expansiven
Entwicklungs tendenz der FÖJ or­
ganisatorisch gerecht zu werden,
wird sich weisen, ob das bis­
herige Modell auch in der Zukunft
beibehalten werden kann.

Wichtigstes Komnmnikationsmittel
zur verbreitung des politischen
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Standortes der FÖJ ist unser Or­
gan "aspekte". Es konnte sowohl
inhaltlich als auch in der äuße­
ren Form den neuen Gegebenheiten
entsprechend verbessert werden.
Um es aber nicht zu einem ab­
strakt-theoretischen Organ er­
starren zu lassen, erhebt sich
die Notwendigkeit, daß es zuneh­
mend von den Lesern selbst und
weniger von einem engen Redak­
tionskomitee politisch gestaltet
wird.
In dieser Hinsicht wäre es sinn­
voll, die in der zwischenzeit.g~­

bildeten Arbeitskreise publ1Z1­
stisch einzubeziehen, um ihre Er­
gebnisse und Erfahrunge~ zu v~r­

öffentlichen und zur D1Skuss1on
zu stellen. Die Intensivierung
der Herausgabe der "aspekte­
Sondernummern" hätte die Funktion
zu internationalen und nationalen

Fragenkomplexen auf eine er­
schöpfende und qualifizierte
Weise Stellung zu nehmen.

Bei der Bildung von Arbeitskrei­
sen geht die Initiative von Ge­
nossen aus, die von der jeweili­
gen Problematik unmittelbar be­
troffen sind. Durch die gemein­
same Erörterung ihrer Probleme
und deren Lösungsmöglichkeiten
gelangen sie zur Einheit von Theo­
rie und Praxis.

Die Schwierigkeiten und Probleme,
die eine Organisation außerhalb
einer Partei hat, wirft viele
Fragen auf, deren Beantwortung
in der Praxis über den Rahmen
dieser Organisation hinaus stell­
vertretende Bedeutung für eine
reVOlutionäre Linke in Österreich
schlechthin gewinnen kann.

H.D.

SKI REN N E N I N WAl D HOF E N / YBBS

Tagesbester:

Die extreme Witterungslage - heftiges Schneetreiben und Sturm ­
konnte nicht verhindern, daß bei unserem Skirennen am 28. Febru­
ar 1971 von den 134 genannten Sportlern 99 an den Start gingen.
79 gelang es ohne TorfehIer das Ziel zu erreichen.

Peter SIMON BBSV Wien
(erhielt den Pokal des Bürgermeisters)

Ergebnisse der FÖJ: Herren
1. Lauterbach wolfgang
2. Schügerl Gerald
3. Plojhar Anatol
4. Hnuta Reinhold
5. Greifeneder Gerald
Damen
1. Fuchs Ruth

Die personelle Hilfe des ASKÖ waidhofens und die materielle Un­
terstützung der Firma "Tyrolia" ermöglichte einen reibungslosen
Ablauf dieses Rennens.
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Z-307-43S
Um unsere politischen Vorstellungen verwirklichen zu können,
ist es notwendig unsere finanzielle Lage zu verbessern.
Wenn eine politische Bewegung den heutigen Anforderungen ent­
sprechen will, muß sie auch moderne technische Hilfsmittel
anschaffen.
Natürlich kostet dies alles Geld.
Da sich unsere Bewegung im Gegensatz zu früher in erster Linie
aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden erhalten muß, bekommt die
Mitgliedschaft eine weitere wichtige Bedeutung. So wurde ein
monatlicher Mitgliedsbeitrag von mindestens S 20,- für Berufs­
tätige eingeführt. Hausfrauen und in Ausbildung Stehende zah­
len weniger, jedoch mindestens S 5,-. Eine Reihe von Genossen
ist jedoch bereit, S 50,- und mehr zu bezahlen.
Da die "aspekte" zur Verbreitung unserer Meinung und als Dis­
kussionsplattform eine große Hilfe sind, bemühen wir uns diese
laufend zu verbessern.
Bis jetzt haben wir die "aspekte" großzügig versandt, ab nun
sehen wir uns gezwungen einen Jahresbezugspreis von S 50,- zu
verlangen.
Bei monatlicher Mitgliedsbei tragsleistung ist das "aspekte"­
Abonnement inbegriffen.
Wir hoffen auf Verständnis und bedanken uns für die bisher ein­
gegangenen Beiträge.
(Übrigens ermöglicht ein Girokonto bei einem Geldinstitut die
regelmäßige Uberweisung von Mitgliedsbeiträgen und Spenden
mittelS Dauerauftrag).

2 - 3 0 7 - 4 3 5 ist unsere Kontonummer bei der Länderbank.

Finanzkorrumission der FÖJ
Bewegung für Sozialismus

P.S.: Wir erhalten nach wie vor keine Mittel des Bundesjugend­
ringes und der Landesjugendbeiräte.

* VERSICHERUNGEN JEDER ART' BERATUNG BEIM AUTOKAUF . KUNDENDIENSTE *
Wohnung:

1100 Wien, Neilreichgasse 105/8/8
Tel. 6486132

Inspektor
ERICH MAKOMASKI

Erste Allgemeine
Unfall- und Schadens-Versicherungs-Gesellschaft

Büro:
Wien 1, Hoher Markt 1/4/11

Tel. 636312, 636813
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INTERNATIONALEP.
K-ONGR.ESS:
Vom 26. bis 28. März 1971 fand
in Wien der Internationale Kon­
greß "Jugend gegen Kriegsdienst"
statt, an dem über 300 Kriegs­
dienstgegner aus österreich, der
Bundesrepublik Deutschland, der
Schweiz und Dänemark teilnahmen.

Neonazistische Störtrupps, die
sich aus Mitgliedern der NDP und
Offiziersanwärtern der Militär­
akadernie Wiener Neustadt rekru­
tierten, versuchten am Eröffnungs­
tag die Teilnehmer einzuschüch­
tern und den Kongreß zu sprengen.
Die Rechtsradikalen scheiterten
kläglich. Die Kongreßteilnehmer
ließen sich nicht provozieren und
machten von einem politischen
Mittel Gebrauch, daß nicht im
Parteiprogramm der NDP steht: sie
diskutierten. Als die Neofaschi­
sten schließlich begannen Tische
und Sessel zu zertrümmern mußte
die Polizei geholt werden. Nach
einiger Zeit marschierte dann die
Gruppe der etwa vierzig bis fünf­
zig Ewiggestrigen mit dem Ruf
"ltViderstand" und unter Absingen
von faschistischen Liedern aus
dem Saal.

Fritz Vilmar konnte mit Verspä­
tung sein Einführungsreferat "Die
politische Alternative zur NATO­
Strategie in Mitteleuropa" in et­
was gekürzter Form halten. Dem
bekannten Abrüstungsexperten ge­
lang es aufzuzeigen, daß die so­
genannte Sicherheitsstrategie der
NATO, in die auch österreich mit­
einbezogen ist, nicht Sicherheit,
sondern tödlich gefährliche Un­
sicherheit bietet und schafft.
Vilmar brachte sodann in einigen
zusammenfassenden Thesen eine
Alternative zu dieser Abschrek­
kungsstrategie:

Vorerst schrittweise Abrüstung,
Abbau der Freund-Feind-Schemata,
Demokratisierung der eigenen ge­
sellschaftlichen Strukturen.

Abschließend betonte Vilmar, daß
die Entscheidung jedes einzelnen
Kriegsdienstverwei~erersfriedens-

Jugend
gegen

Kriegsdienst
politische Bedeutung hat. Er be­
grüßte die Funktion des Kongres­
ses, diese politische Einsicht zu
vertiefen und zu verbreiten.

Am nächsten Tag arbeitete der
Kongreß in vier Gruppen:

1) Probleme der Kriegsdienstver-
weigerung / Alternativdienst

2) Ursachen der Militarisierung
3) Modellfall österreich
4) Erziehung, Schule, Militär und

Militärideoloqie.

Jede dieser Projektgruppen war in
ihrer Arbeit autonom, wählte ein
eigenes Leitungsgremium für die
Diskussion und ein Redaktions­
kollektiv, das den jeweiligen Be­
richt formulierte.

Am letzten Tag wurde aufgrund der
Berichte der einzelnen Arbeits­
gruppen im Plenum über die Ab­
schlußerklärung diskutiert, die
am Nachmittag endgültig beschlos­
sen wurde.

In der Abschlußerklärung heißt es
unter anderem:

1) Der Kongreß fordert die Er­
richtung eines zivilen Alternativ­
dienstes in österreich (bis jetzt
gibt es nur die Möglichkeit der
Waffendienstverweigerung) . Dieser
einzurichtende Zivildienst (ZD)
muß ein politisches Instrument
zur Konfliktlösung mit friedli­
chen Mitteln sein, damit die
Kriegsdienstverwe~gerung nicht
wiederum ihrer gesellschaftlichen
Funktion enthoben wird. Die in­
haltliche Bestimmung des ZD muß
von der wissenschaftlichen Refle­
xion der praktischen Arbeit und
der Friedensforschung innerhalb
einer von staatlichen Institutio-
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nen unabhängigen Selbstorganisa­
tion der Zivildienstleistenden
ausgehen.

2) Eine echte Neutralitätspolitik
österreichs würde erfordern, daß
sich das Land wirtschaftlich und
politisch nicht einseitig an die
EWG, vor allem an die BRD, bindet.
Daher wären parallel zu den Ver­
handlungen mit der EWG bilaterale
und multilaterale Abkommen mit
den Staaten des Rates für gegen­
seitige Wirtschaftshilfe abzu­
schließen. Eine unbedingte Forde­
rung einer glaubwürdigen Neutra­
lität ist auch die völkerrechtli­
che Anerkennung der politischen
Realitäten in der Welt.

3) Die steigende internationale
Verflechtung des Großkapitals be­
dingt aufgrund der Interessens­
sicherung eine Eskalation der
Militarisierung. Die Monopolisie­
rung des militärisch-industriel­
len Komplexes hat eine wachsende
Einflußnahme auf nationale und
internationale Politik zur Folge.

Zur Erhaltung der industriellen
MonopolsteIlung ist die militäri­
sche Absicherung ausländischer Ab­
satzmärkte notwendig. Diese ist
nur möglich durch die innenpoliti­
sche Absicherung der Expansion
des Kapitals. Die Existenz des
Militärs trägt im Inneren zur
Stabilisierung der Herrschaftsver­
hältnisse bei.

Die aus den Expansionsbestrebun­
qen resultierenden, repressiven
Bemühungen nach innen werden ideo­
loqisch- verschleiert durch den
Aufbau von irrational geprägten
Feindbildern nach innen und außen.

Der Aufbau dieser Feindbilder ge­
schieht durch Manipulation der
Bevölkerung mittels der im Besitz
der Herrschenden befindlichen
Massenmedien.

4) Dem Primat der Militärideolo­
gie in der geistigen Landesver­
teidigung muß im Sinne eines
emanzipatorischen Bildungsbegrif­
fes das Primat der Friedenser­
ziehung gegenübergestellt werden.
Die innenpolitische Funktion des
Militärs - als Instrument der
Sicherung der militärischen Herr-

schaftsverhältnisse beinhaltet
die Möglichkeit der direkten Ge­
waltanwendung gegen Demokratisie­
rungstendenzen ebenso wie die
Wirksamkeit als Disziplinierungs­
instanz.

5) Die Arbeit der neugegründeten
INTERNATIONALE DER KRIEGSDIENST­
GEGNER (IdK), Sektion österreich,
muß darauf abzielen, die Kräfte
heranzubilden, die zur Entwick­
lung einer antimilitaristischen
Strategie fähig sind. Das bedeu­
tet die Notwendigkeit, in allen
Schichten der Bevölkerunq, die
aufgrund ihrer sozialen und poli­
tischen Lage zur Opposition gegen
den Militaris~us tendieren, agi­
tatorisch-organisatorisch wirksam
zu werden.

N.S.: Interessenten können das
vollständige Referat Fritz
Vilmars, sowie die Abschlußerklä­
rung des Kongresses, über die FÖJ,
Wien 1040, Belvederegasse 10,
Telefon: 65 19 52, beziehen.

1J6f~hrt.. Ja!?'} stl:4f/ {ru'h,
We~"b~l'lhof

ffachfigul1fj/ -#rftel Jfju.~~h
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BUNDESHEER

A) Größe der österr. Ausgaben für
das Heer im Rahmen des Budget.

Tabelle I

In diesen Zahlen ist die 1968 be­
schlossene "Wehrmilliarde" (diese
wurde auf 3 Jahre aufgeteilt und
diente in erster Linie zur Um­
stellung des LKW-Bestandes, ca.
2.000 LKW wurden neu angeschafft)
enthalten. Weiters muß für 1971
berücksichtigt werden, daß im
Rahmen der BH-Reform zusätzliche
1,7 Milliarden Schilling flüssig
gemacht werden sollen.

In diesem zusammenhang scheint
ein Vergleich mit anderen hoch­
entwickelten kapitalisitschen
Staaten interessant, um sich
einen Begriff um die Größenord ­
nung der Rüstungsausgaben um die
es geht machen zu können:

In unserer :tvIdrz;·~Nummer der
"aspekte" wurde dieser Artikel,
der sich mit der wirtschaftlichen
Funktion des Bundesheeres in
Österreich beschdftigt, angekün­
digt.

Dieser Aspekt des Militärs stellt
in der Diskussion rund um das
Heer einen wichtigen Faktor dar.
Es erhebt sich die Frage inwie­
weit die Aussagen bedeutender
Ökonomen wie Ernest Mandel (Marxi­
stische Wirtschaftstheorie ),
Kozlik (vergeudungskapitalismus),
F. Vilmar (Rüstung und Abrüstung
im Spätkapitalismus) und vieler
anderer über die Rolle des Mili­
tärs als "Systemerhaltendes und
belebendes Element" der kapita­
listischen Wirtschaft, auch für
Österreich anwendbar sind. Wie in
der Folge noch zu belegen sein
wird, werden in Österreich Fakten
ersichtlich, die diese allgemein
gültigen Thesen in unserem beson­
deren Fall teilweise in Frage
stellen.

Zum Verständnis der nachfolgenden
Aussagen seien noch zwei Ein­
schränkungen gestattet. Die Be­
schaffung authentischer und kon­
kreter Informationen auf diesem
Gebiet ist äußerst schwierig.
(Dieser Beitrag stützt sich in
erster Linie auf die Berichts­
protokolle der diversen Budgetbe­
ratungen in Sachen Landesver­
teidigung aus den Jahren 1963,
1966, 1967 i 1968 und 1969. Kon­
kretere Zahlen über Aufträge an
einzelne Firmen waren nur in den
Fällen Steyr~l~lch, Saurer, Fiat
und der schwedischen Erzeuger ­
firma der Saab·-Jäger für mich er­
reichbar), Zweitens entstand
dieser Artikel unter zeitdruck.
Dennoch scheint es im Rahmen der
Antibundesheerkampagne und des in
Wien vom 26. -.2.8. März 1971 abge­
haI tenen KOY1~r:r'esses 11 Jugend gegen
Kriegsdienst" notwendig auf eini­
ge Fakten hinzuweisen.
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Jahr

1958
1967
1969
1970
1971

Betrag in S %des

2,5 Milliarden
3,4 "
3,8 "
4,1 "
4,8 "

Budget

5,6
4,2
4,2
4,1
4,0



Tabelle 11 - Verteidigun~sausgaben und Streitkräfte der Welt 1968/69

'. :Tte; ··U-rU.:lgS­
0_, .:.~ ~T ,.~r~ ll.;.

Mill. US-$
'1968/69

Land

Belgien
Dänemark
Deutschland, West
Finnland
Frankreich
Griechenland
GrOßbritannien
Italien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Schweden
Schweiz
Spanien
Türkei
USA
Kanada

501
292

5.108
127

6.104
318

5.450
1 .940

8
898
320
137
302

1 .008
415
544
472

79.576
1. 589

Verteidigungs­
ausgaben in %
des Bruttoso­
zialproduktes

1967/68
2,8
2,6
4,3
1 , 6
5,3
4,5
5,7
2,9
1 , 2
4,0
3,7
1 , 3
6,7
3,9
2,5
2,4
4,6
9,8
2,7

Gesamt­
streit­
kräfte

68/69
in 1000

99
46

456
36

505
106
427
365

0,6
129

35
50
83
86

8
305
514

2.500
102

Soldaten
auf 1000
EIDwohner

68/69

10,0
9,5
7,8
7,7

10,0
18,5
7,7
6,9
1 ,7

10,2
9,2
6,8

19,2
10,8

1 ,3
9,4

15,6
17,4
4,9

An Hand dieser Tabelle ist er­
sichtlich, daß beispielweise so­
wohl die Schweiz (10% des Budget)
als auch Schweden (17% des Budget)
bei wesentlich höherem Brutto­
sozialprodukt entscheidend grös­
sere Ausgaben in die Rüstung
hineinstecken. Diese Zahlen und
ihre Größenordnung zeigen, daß
in diesen Ländern die marxisti­
schen Aussagen bezüglich des "Be-

lebungseffektes der kapitalisti­
schen Wirtschaft" durch die Mili­
tärausgaben berechtigt sind
(siehe auch IDK-Dokumentation
"Jugend gegen Kriegsdienst" Seite
13). In Österreich als Ausnahme­
fall gilt dies nur in sehr einge­
schränktem Maßstab. Einerseits
durch das Fehlen großer Rüstungs­
konzerne (während, um beim Bei­
spiel Schweiz und Schweden zu
bleiben, die Rüstungskonzerne in
diesen Staaten zu den größten und
kapitalreichsten ihrer Staaten
zählen. Hier wirkt sich die risi­
ko- und konkurrenzlose Profit­
produktion immens aus), anderer­
seits durch zu geringe Ausgaben
(trotz Milliardenbeträge) aufge­
zeigt wird. Es handelt sich hie­
bei um Zahlen aus dem Jahre 1967,
doch hat sich an der prozentuel­
len Verteilung bis heute nichts
wesentliches geändert.

Die Aufwandskredite stellen jenen
Betrag dar, der unmittelbar in
die Rüstungsindustrie (sowohl In­
als auch Ausland) fließt.
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Tabelle 111 - Ausgaben des Ressort Landesverteidigung

1. Ausaaben des Bundesministerium:v

Personalaufwand S
Verwaltungsaufwand S
Anl age n • 0 •••••• 0 •••••••• e 0 • • • • •• S
Bezugsvorschüsse S
Pörderungsausgaben S
Aufwandkredite ........•......... S

81,368.000,-­
10,198.000,-­

495.000,-­
16,006.000,-­
3,589.000,-­

15.000,--

2. Aufwand für Heer und Heeresverwaltung:

Personalaufwand ............•.... S 1.086,668.000,-­
Verwaltungsaufwand •..•....•..... S 192,088.000,-­
Anlagen .......................•. S 247,948.000,--
Aufwandskredite (gesetzl.Verpfl.) S 322,693.000,-­
Aufwandskredite ...•............. S 1.002,039.000,--

Diese Zahlen zeigen, daß für
Pers onal aufwand (dieser Betrag,
der zur Reproduktion der Arbeits­
kraft dient, wäre auch ohne Heer
notwendig) und Verwaltungskosten
ungefähr 66 % der Finanzen auf­
gehen. Das bedeutet also, daß nur
1/3 der Heeresausgaben für Waf­
fenkauf usw. verwendet, oder bes­
ser gesagt vergeudet wird. Immer­
hin handelt es sich wn einen im­
posanten Betrag, der anders ver­
wendet gewisse Mißstände z.B. auf
dem Gesundheits- und Bildungs­
wesen beseitigen könnte, aber im
Rahmen der gesamtwirtschaftlichen
Betrachtung weder in konjunktur­
politischer noch in der Investi­
tionspolitik des kapitalistischen
Österreichs von entscheidender
Wirksamkeit ist. Dieses Ergebnis
gilt für die unmittelbaren finan­
ziellen Ausgaben seitens des
Heeres. Es ist jedoch noch ein
weiterer wichtiger Faktor zu
untersuchen und in unseren Vber­
legungen mit einzubeziehen:

B) vergeudung und Bindung von Ar-
beitskräften seitens des Heers

Fast sämtliche im Bundesheer ge­
bundenen Kärfte werden aus dem
produktiven Bereich der Wirt­
schaft gezogen. In einer seiner
ersten Reden als frisch gebacke­
ner Bürgermeister Wiens hat
Slavik an seine "Wienerinnen und
Wiener" appelliert "nett" zu den
Gastarbeitern zu sein. Gelingt es

2+

nicht zehntausende Gastarbeiter
(oft unter den unmenschlichsten
Bedingungen) in Wien zu binden,
so entstände der österreichischen
Wirtschaft ein nicht unbeträcht­
licher Schaden. Wahrend also in
den meisten anderen kapitalisti­
schen Staaten (siehe dazu Tabelle
11) die Bindung von einem grö­
ßeren Teil von Menschen im Mili­
tär (hier ist die Schweiz ein
extremer Ausnahmefall) eine wei­
tere Steigerung der Arbeitslosig­
keit verhindert und dadurch eine
teilweise "Vollbeschäftigung" er­
möglicht (wodurch ein Element der
"Aufrechterhaltung der Ruhe" und
der Stabilisierung des Systems
erreicht ist), gilt auch das nur
für Österreich bedingt. Dennoch
muß die Tatsache festgehalten
werden, daß 50.000 Personen
(2.000 Beamte im Verteidigungs­
ministeriunl, 10.000 Zivilisten in
den diversen Kasernen und Truppen­
übungsplätzen 30.000 dienstver­
pflichtete SOldaten und der Rest
längerdienende Chargen, Unter­
offiziere und Offiziere) ans Heer
gebunden sind und dadurch ein ge­
wisses Jonglieren mit der Arbeits­
losigkeit ermöglicht wird.

Eine territorial beschränkte
Rolle spielt das Bundesheer noch
für die sogenannten Garnisons­
städte, doch ffiuB auch hier be­
dacht werden, daß die tausenden
Menschen auch wenn sie keine Sol­
daten wären Umsätze tätigen müß­
ten, so daß dies für die Gesamt-



wirtschaft kaum berücksichtigt
werden muß.

Die angeführte~ Fak+ ~ L2igen,
daß es bei v. '.S ":~0 ~1.satz zu
anderen kapitalis_ 3cne~ Staaten
möglich ist, ohne größere wirt­
schaftliche Schwierigkei~en auch
im Rahmen der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung, das Bundes­
heer aufzulösen. Wir können also
auf ökonomischen Gebiet darlegen,
daß das Bundesheer als "wirt­
schaftsbelebendes" Element über­
flüssig ist. (Der juridische und
völkerrechtliche Beweis für die
die tlberflüssigkeit des österrei­
chischen Bundesheeres wird auch
noch zu erbringen sein).

Daraus ergeben sich die Konsequen­
zen, daß die an der Existenz des
Heeres interessierten Kräfte dies
in erster Linie auf zweierlei
Motive zurückführen. Erstens
geht es ihnen darum im Ernstfalle
mit Hilfe des Heeres die "innere
Ruhe und Ordnung" (selbstverständ­
lich die Ordnung die si.e lneinen)
aufrecht zu erhalten und zweitens
eine Schule der Untertanen und
des Obrigkeitsstaates zu führen.
Es ist daher nicht von ungefähr,
daß in Österreich nur der Beamter
werden kann, der die Schule des
Untertanengeistes erfolgreich und
gehorsam überstanden hat.

Mir ist bewußt, daß eine Reihe
von Faktoren entweder zu ober­
flächlich oder überhaupt nicht
behandelt ~rorden, dennoch hoffe
ich mit diesem Beitrag einen An­
stoß zu geben, daß einige der
jüngeren marxistischen Ökonomen
eine Studie über diese Fragen er­
arbeiten. Dies wäre eine Garantie
auch auf diesem Gebiet an Hand
von unleugbaren Tatsachen marxi­
stische Politik in Sachen "Bundes­
heer" zu betreiben.

Hans Margulies

25



1. Mai Tag der Solidarität

1971 Jahr des 7. Bundeskongresses

des OGB

Starke Gewerkschaften haben für die Arbeiter, Angestellten und
öffentlich Bediensteten viel erreicht:
höhere Löhne, längeren Urlaub, etappenweise Verkürzung der
Arbeitszeit.
Das Erreichte muß gesichert und ausgebaut werden:
Vollbeschäftigung, entsprechender Anteil am Sozialprodukt,
mehr Mitbestimmung im Betrieb, Vermenschlichung des
Arbeitsplatzes, größerer Schutz des Konsumenten.

liSTE RR EICH I S CH ER

GEWERKSCHAFTSBUND

Gewerkschaft
der Privatangestellten
Gewerkschaft der
öffentlich Bediensteten
Gewerkschaft der
Gemeil'ldebediensteten
Gewerkschaft
Kunst und freie Berufe
Gewerkschaft der
Bau- und Holzarbeiter
Gewerkschaft der
Chemiearbeiter
Gewerkschaft
der Eisenbahner
Gewerkschaft
Druck und Papier

"

"
G.w.rkschaft
Hand.l, Transport und V.rk.hr
G.w.rbc:haft gasl­
g.w.rblich.r A.....itn.hm.r
G.werludlaft d.r
Arb.it.r in d.r Land-
und Forstwirtsdlaft
G.werksc:ltaft d.r Leb.ns-
und G.nu8mi".larb.it.r
G.w.rIudlaft d.r
M.tall- und B.rgarb.it.r
G.werkschaft d.r
Textil-,I.kl.idungs-
und Led.rarb.iler
G.werkschaft d.r Post-
und T.Iegraph.nb.dienst.t.n
G.w.rkschaft
p.rsönlicher Di.nst
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